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Klausur im Verwaltungsrecht für Rechtsreferendare

(Bearbeitungszeit 5 Stunden)

___________________________________________________________________________

Eduard Taus






Chemnitz, den 20. August 1997

Flemmingstraße 17

Chemnitz

An das

Verwaltungsgericht

Chemnitz

Eingang: 20. August 1997

Verwaltungsgericht Chemnitz





Zwickauer Str. 54

09112 Chemnitz

In der Verwaltungsrechtssache

gegen die Stadt Chemnitz

- vertreten durch Herrn Oberbürgermeister Seiffert -

erhebe ich

Anfechtungs- und Feststellungsklage.

Ich beantrage,

die Bescheide der Beklagten vom 25. Juli und vom 14. August 1997 sowie die Weisung des Regierungspräsidiums vom 4. August 1997 aufzuheben und festzustellen, daß die Beklagte nicht berechtigt ist, die vorzeitige Aberntung des in meinem Betrieb angebauten Hanfes anzuordnen.

Zur Begründung trage ich vor:

Seit einigen Jahren baue ich in Chemnitz auf einem ca. 3 ha großen Grundstück Hanf (Cannabis sativa) zwecks Herstellung von Hanffasern und Hanfspanplatten an.

Mit den Maschinen meines Gewerbebetriebes kann ich ausschließlich Hanfstroh verarbeiten. Für den Anbau und die Verarbeitung besitze ich eine aufgrund früheren Rechts erteilte Erlaubnis des zuständigen Bundesgesundheitsamtes in Berlin, die bis 31. Dezember 1997 Gültigkeit hat. Auf Weisung des Regierungspräsidiums Chemnitz verlangt die Stadt Chemnitz, daß ich trotz dieser Erlaubnis den angebauten Hanf vor der eigentlichen Erntezeit abernte. Sie hat, da ich hierzu nicht bereit bin, polizeiliche Maßnahmen angekündigt. Diese mir angedrohten Maßnahmen bedeuten, weil sie die Hanfernte wertlos machen, einen schwerwiegenden enteignungsgleichen Eingriff in meinen Gewerbebetrieb. Sie können nur durch das sofortige Anrufen des Verwaltungsgerichts abgewendet werden.

Auf mündliche Verhandlung wird gegen Eilbedürftigkeit der Sache verzichtet.

Mit freundlichen Grüßen

Eduard Taus

___________________________________________________________________________

Anlage 1

Stadt Chemnitz






Chemnitz, den 25. Juli 1997

Der Oberbürgermeister

Herrn

Eduard Taus

Flemmingstr. 17

Chemnitz

Betr.: Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität;

         hier: Gewerblicher Anbau von Hanf durch Ihre Firma

Sehr geehrter Herr Taus,

seit Jahren wird von Ihrer Firma in Chemnitz zu gewerblichen Zwecken Hanf (Cannabis sativa)

angebaut. Da dieser Hanf, wenn auch in unterschiedlicher Gehaltsstärke, den psychotropen Wirkstoff Tetrahydrocannabinol (THC) enthält, kann er als Rauschgift benutzt werden.

Wie von der Polizei festgestellt wurde, kam es in den vergangenen Jahren immer wieder zu Diebstählen von Pflanzen und Pflanzenteilen, die anschließend als Marihuana verbraucht wurden. Sowohl in Anbetracht der heranreifenden diesjährigen Ernte als auch nach den Erfahrungen der letzten Jahre, muß erneut mit nicht unerheblichen Diebstählen von Cannabis-Pflanzen zum Zwecke des Marihuana-Konsums gerechnet werden. Insbesondere im Hinblick  auf die aktuelle Rauschgiftsituation erscheint ein derartiger Hanfanbau nicht vertretbar. Sie werden deshalb gebeten, den Hanf unverzüglich zu beseitigen. Dazu besteht nach unserer Auffassung eine Verpflichtung.

Mit freundlichen Grüßen

Seiffert

Oberbürgermeister

Anlage 2

Eduard Taus






Chemnitz, den 30. Juli 1997

Lessingstr. 17

Chemnitz

An die

Stadtverwaltung 

Chemnitz

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

Ihr Schreiben vom 25. Juli 1997 habe ich erhalten. Es trifft zu, daß ich seit einigen Jahren zur Herstellung von Hanffasern und Hanfspanplatten Hanf anbaue und in meinem Betrieb verarbeite. 

Ich besitze jedoch hierfür eine Erlaubnis des zuständigen Bundesinstitutes für Arzneimittel und Medizinprodukte in Berlin, die ich Ihnen hiermit in Abschrift zugänglich mache. Es besteht deshalb für mich keinerlei Veranlassung, den Hanfanbau einzustellen oder gar die noch unreifen Pflanzen vorzeitig abzuernten. Angesichts dieser Erlaubnis besteht auch keine Möglichkeit, mit polizeilichen Mitteln gegen den Anbau vorzugehen. Ich kann im Gegenteil erwarten, daß die Polizei dafür sorgt, daß Diebstähle möglichst unterbleiben und eventuelle Diebe alsbald gefaßt werden. Ich bitte um ausdrückliche Bestätigung, daß von Maßnahmen gegen den Anbau aufgrund der gegebenen Sachlage abgesehen wird.

Mit freundlichen Grüßen

Eduard Taus

Anlage 3

E R L A U B N I S

Aufgrund des § 3 des Gesetzes über den Verkehr mit Betäubungsmitteln vom 1. März 1994

(BGBl. I S. 1416) - Betäubungsmittelgesetz wird

der Firma Eduard Taus

bis zum 31. Dezember 1997 die Erlaubnis erteilt

                     zum Anbau und zur Gewinnung von zur Gattung Cannabis gehörenden Pflanzen

                     nur zur Verarbeitung zu Hanffasern und Hanfspanplatten.

Diese Erlaubnis bezieht sich auf die Betriebsräume in der Flemmingstraße 17 in Chemnitz und auf die dem Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte fristgerecht mitgeteilten Anbauflächen.

Sie wird mit den Auflagen verbunden, dem Bundesinstitut

                     spätestens 8 Tage vor der Aussaat die Anbauflächen nach Flurlage

                     und Größe,

                     unverzüglich Fälle von Entwendungen von Cannabispflanzen oder

                     einen entsprechenden Verdacht

mitzuteilen.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden.

Der Widerspruch ist beim Bundesinstiut für Arzneimittel und Medizinprodukte, Thielallee 88 - 92, 10042 Berlin, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Berlin, den 30. Juli 1994

BUNDESINSTITUT FÜR ARZNEIPRODUKTE UND MEDIZINPRODUKTE

Im Auftrag

gez. Dr. Junger

Anlage 4

Stadt Chemnitz





Chemnitz, den 14. August 1997

Der Oberbürgermeister

Herrn

Eduard Taus

Flemmingstr. 17

Chemnitz

Betr.:   Gewerblicher Anbau von Hanf

Bezug: Ihr Schreiben vom 30. Juli 1997

Sehr geehrter Herr Taus,

der Hanfanbau Ihrer Firma stellt in den Augen der Polizei seit Jahren ein Ärgernis dar, weil aus Hanf Rauschgift hergestellt werden kann.

Nachdem es in den vergangenen Jahren mehrfach zu Diebstählen von Hanfpflanzen in erheblichem Umfang gekommen ist, hat auch das Regierungspräsidium Chemnitz im Rahmen seiner polizeilichen Zuständigkeit geprüft, inwieweit ein sofortiges polizeiliches Einschreiten gegen den Betrieb möglich ist. Es kam, wie auch die Stadt Chemnitz zum Ergebnis, daß Sie aus übergeordneten Gründen verpflichtet sind, den Hanf sofort zu beseitigen, auch wenn zum Anbau eine Erlaubnis des zuständigen Bundesinstitutes vorliegt. Das Regierungspräsidium hat uns am 4. August  1997 angewiesen, sofort geeignete polizeiliche Maßnahmen einzuleiten. Da Sie nicht bereit sind, von sich aus die Pflanzen sofort zu entfernen, wird in Kürze eine entsprechende Polizeiverfügung erlassen werden.

Das Bemühen, die bedrohlich anwachsende Rauschgiftkriminalität wirksam zu bekämpfen, wirkt unglaubwürdig, wenn der Anbau von Pflanzen geduldet wird, denen eine berauschende Wirkung nicht abgesprochen werden kann.

Aus diesem Grunde könnte aufgrund des neuen Betäubungsmittelgesetzes eine Erlaubnis, wie Sie sie besitzen, überhaupt nicht mehr erteilt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Seiffert

Oberbürgermeister

Stadt Chemnitz





Chemnitz, den 3. September 1997

Der Oberbürgermeister

An das

Verwaltungsgericht Chemnitz

Zwickauer Str. 54

09112 Chemnitz

In der Verwaltungsrechtssache des Eduard Taus gegen die Stadt Chemnitz stellen wir den Antrag:

               1. Die Klagen werden abgewiesen.

               2. Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens.

Zur Begründung tragen wir vor:  Es ist zutreffend, daß beabsichtigt ist, durch Polizeiverfügung das vorzeitige Abernten des Hanfes anzuordnen. Die Klagen sind jedoch schon wegen des fehlenden Rechtsschutzbedürfnisses unzulässig; der Kläger kann Rechtsschutz erst dann begehren, wenn die beabsichtigten Maßnahmen umgesetzt sind.

Die Klagen wären im übrigen auch unbegründet. Trotz der nach damaligem Recht erteilten Erlaubnis des Bundesinstitutes, die bis zum 31. Dezember 1997 weitergilt, sind polizeiliche Maßnahmen nicht ausgeschlossen, weil Gefahr für Leib und Leben gegeben ist.

Es wurde festgestellt, daß die Anbaufläche des Klägers in der Rauschgiftszene gut bekannt ist und daß sich schon seit einigen Jahren Rauschgiftkonsumenten und Kleinhändler dort illegal bedienen, da die Felder des Klägers wegen ihrer Ausdehnung nicht gesichert werden können. Maßnahmen gegen die Rauschgiftkonsumenten versprechen keinen Erfolg.

Die von uns veranlaßte Untersuchung des angebauten Hanfes hat folgendes ergeben:

Der psychotrope Wirkstoff im Hanf ist vor allem Tetrahydrocannabinol (THC). Dieser Wirkstoff ist auch in dem vom Kläger angebauten Hanf vorhanden, allerdings in sehr unterschiedlichem Maße.

Der THC-Gehalt ist abhängig u.a. von Wetter, Standort, Entwicklungsgrad der Pflanze und schwankt deshalb stark, auch bei verschiedenen Proben von einem Acker oder sogar von einer Pflanze, da die einzelnen Pflanzenteile einen verschieden hohen Anteil haben.

Die Maximalwerte erreichten den THC-Gehalt von als Rauschmittel illegal vertriebenem Haschisch.

Die Hanfpflanzen entwickeln im August/September ihren höchsten Wirkstoffgehalt. Deshalb kann mit der angekündigten Polizeiverfügung nicht mehr länger gewartet werden.

Mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung sind wir einverstanden.

Mit freundlichen Grüßen

Seiffert

Oberbürgermeister

Aufgabe:

Die Entscheidung des Gerichts ist zu entwerfen. Im Falle eines Urteils werden verlangt:

Tenor und Entscheidungsgründe (ohne Rubrum und Tatbestand).

Kommt die Bearbeiterin/der Bearbeiter nicht zu einer Sachentscheidung oder werden in einer solchen nicht alle aufgeworfenen Fragen behandelt, ist zusätzlich ein Gutachten zu fertigen.

Die Formalien (Unterschriften, Zustellungen etc.) sind in Ordnung. Das gilt auch für die erteilte Erlaubnis.

